Preußische Geſetzzammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 6. 


Juhalt: Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 

8 während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit, S. 89. — Geſetz über die Wahlen zum Staatsrat, 
S. 90. — Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894, 
S 96. — Geſetz zur Anderung des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865/1892 und 14. Juli 1905 in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juli 1909 ſowie des 
Knappſchaftsgeſetzes vom 17. Juni 1912, ©. 97. — Verordnung der Preußiſchen Staatregierung 
zur Ergänzung des Artikel 10 der Königlichen Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches vom 16. November 1899, S. 99. — Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Inuern, betreffend An; 
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Enteignungen durch das Rheiniſche Elektrizitäts⸗ 
werk im Braunkohlenrevier, Aktiengeſellſchaft in Köln, S. 99. — Erlaß des Staatsminiſteriums, 
betreffend Feſtſetzung des Wahltages für die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den 
Kreistagen, S. 100. 


(Nr. 12025.) Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volks- 
ſchullehrperſonen während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit. Vom 
23. November 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


SL; 

Bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienftzeit nach dem Divilruhegehalts⸗ 

geſetze vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) und dem Volksſchullehrer⸗ 
ruhegehaltsgeſetze vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) wird den Staatsbeamten 
und Volksſchullehrperſonen, die während des Zeitraums vom 1. Auguſt 1914 bis 
31. Dezember 1918 im Reichs-, aktiven Militär- oder unmittelbaren Staatsdienſte, 
den Volksſehullehrperſonen auch die während desſelben Zeitraums in Preußen im 
öffentlichen Schuldienſte verbrachte Zeit, ſofern fie mindeſtens ſechs Monate beträgt, 
anderthalbfach angerechnet. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann mit Genehmigung 
der Staatsregierung bei Staatsbeamten die im Dienſte eines der übrigen deutſchen 
Länder ſowie im Kommunal-, Kirchen⸗ oder Schuldienſte verbrachte Seit, mit 
Genehmigung des Unterrichtsminiſters bei Volksſchullehrperſonen auch die nach 
11 des Volksſchullehrerruhegehaltsgeſetzes anrechenbare Zeit anderthalbfach ange⸗ 
rechnet werden, jedoch nur, ſofern die anderthalbfache Anrechnung auch bei Verbleiben 
in dieſem Dienſte hätte gewährt werden müſſen oder können. Die erhöhte Anrechnung 
von Reichs⸗ und aktivem Militärdienſt findet nur ſtatt, ſofern eine entſprechende 
Anrechnung auch für Reichsbeamte durch Reichsgeſetz angeordnet iſt. 
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13 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Januar 1921. 
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9 2 

Die erhöhte Anrechnung erſtreckt ſich nicht auf ſonſtige Zeiträume, die nach 
den SS 14, 18 und 19 des Zivilruhegehaltsgeſetzes und den SS 6 und 10 des Volks⸗ 
ſchullehrerruhegehaltsgeſetzes als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit angerechnet werden. 
Sie erſtreckt ſich ferner nicht auf die in ſolche Kalenderjahre fallende Dienftzeit, 
in denen der Beamte oder Lehrer als Kriegsteilnehmer die Bedingungen erfüllt. 
hat, die für ihn die beſondere Anrechnung eines Kriegsjahrs zur Folge haben. 
Sie erſtreckt ſich auch nicht auf Zeiträume, die auf Grund anderer geſetzlicher 
Beſtimmungen doppelt anzurechnen ſind. 

Halbe Tage, die ſich bei der Berechnung der Geſamtdienſtzeit ergeben, werden 
nicht mitgezählt. 

9 35 ö 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 in Kraft. 


Berlin, den 23. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12026.) Geſetz über die Wahlen zum Staatsrate. Vom 16. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


91. 

() Die Mitglieder des Staatsrats und ihre Stellvertreter werden nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl, in den Hohenzollernſchen Landen nach den 
Grundſätzen der Mehrheitswahl gewählt. 

e) Wähler find die Mitglieder der Wahlkörper (Provinziallandtage, Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung in Berlin, Kommunallandtage der Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen und der Hohenzollernſchen Lande). 

() Wählbar find alle reichsdeutſchen Männer und Frauen, die das fünf⸗ 
undzwanzigſte Lebensjahr vollendet und ihren Wohnſitz ein Jahr im Bezirke des 
Wahlkörpers haben. | 

() Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ift: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen 

geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 


9 
92. 

(1) Die Wahl findet, vorbehaltlich der Beſtimmung im § 29, in der erſten 
Tagung des Wahlkörpers nach ſeinsr Neuwahl ſtatt. 

5 () Die Wahl erfolgt auf Einladung des Staatskommiſſars beim Provin⸗ 
ziallandtag (Kommunallandtag), in Berlin des Oberpräſidenten. 

(3) Die Einladung iſt ſpäteſtens zwei Wochen vor dem Tage der Wahl 
den Mitgliedern des Wahlkörpers zuzuſtellen. Sie muß die Zahl der zu wählen⸗ 
den Mitglieder des Staatsrats enthalten und auf die Beſtimmungen über die 
Wählbarkeit zum Staatsrate hinweiſen. 

(4) Soweit nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt wird, muß 
die Einladung ferner die Aufforderung enthalten, Wahlvorſchläge bei der vom 
Staatskommiſſar (Oberpräſidenten) bezeichneten Stelle bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt einzureichen. 

6:3; 

(1) Für jedes Mitglied des Staatsrats wird im gleichen Wahlgang ein 
Stellvertreter gewählt. 

(2) Stellvertreter des an erſter (zweiter, dritter uſw.) Stelle gewählten 
Mitglieds iſt der den gewählten Mitgliedern an erſter (zweiter, dritter uſw.) Stelle 
auf demſelben Wahlvorſchlage folgende Bewerber. 

(3) Bei vorübergehender Behinderung des Mitglieds iſt der Stellvertreter 
zur Teilnahme an den Verhandlungen des Staatsrats auch ohne beſondere Ein⸗ 
ladung berufen. 

() Scheidet ein Mitglied dauernd aus, ſo tritt an ſeine Stelle ſein Stell⸗ 
vertreter und an deſſen Stelle derjenige Erſatzmann, der hinter dem an letzter 
Stelle zum Stellvertreter Gewählten als nächſter auf dem Wahlvorſchlage ſteht. 

(6) Das Ausſcheiden eines Mitglieds wird durch Beſchluß des Staatsrats 
feſtgeſtellt. In dem Beſchluſſe wird gleichzeitig feſtgeſtellt, wer als Mitglied und 
als Stellvertreter nachrückt. Gegen den Beſchluß ſteht jedem Mitgliede des Staats⸗ 
rats ſowie demjenigen, deſſen Ausſeheiden durch den Beſchluß feſtgeſtellt iſt, binnen 
zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgerichte zu. Der Beſchluß wird 
erſt mit der Rechtskraft wirkſam. 

() Bis zum Beginne der Sitzung des Staatsrats, in der über das Aus⸗ 
ſcheiden eines Mitglieds Beſchluß gefaßt werden ſoll, kann der Vertrauensmann ($ 5) 
an Stelle des nach dem Wahlvorſchlag an erſter Stelle zum Nachrücken beſtimmten 
Erſatzmanns (Abſ. A) einen der anderen auf demſelben Wahlvorſchlage benannten 
Bewerber für die freigewordene Stelle als Stellvertreter bezeichnen. 

() Dem endgültigen Ausſcheiden eines Mitglieds ſteht der Fall der Ab⸗ 
lehnung der Wahl gleich. 1 i 

§ 4. 


In den Wahlvorſchlägen ſind die Bewerber nach Zu⸗ und Vornamen, Stand 
oder Beruf, Wohnort und Wohnung in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. 
13% 


— 
$5. 

) Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens drei Mitgliedern des Wahl⸗ 
körpers unterzeichnet fein. Der erſte Unterzeichner gilt als Vertrauensmann, 
wenn nicht ein anderer als ſolcher bezeichnet iſt. Der Vertrauensmann iſt zur 
Anderung und Rücknahme des Wahlvorſchlags befugt. 

(2) Mit den Wahlvorſchlägen iſt die Erklärung der Bewerber einzureichen, 
daß fie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorſchlag zuftimmen. 


§ 6. 
Der Name des erſten Bewerbers auf jedem Wahlvorſchlage dient als Be— 
zeichnung des ganzen Wahlvorſchlags. 


9 
Eine Verbindung von Wahlvorſchlägen findet nicht ſtatt. 


88. 

Die Wahlvorſchläge mit den im § 5 Abſ. 2 genannten Erklärungen müſſen 
ſpäteſtens vierundzwanzig Stunden vor der feſtgeſetzten Wahlzeit bei dem Staats⸗ 
kommiſſar (Oberpräſidenten) oder der von ihm bezeichneten Stelle eingegangen ſein. 
Später eingehende Wahlvorſchläge dürfen nicht berückſichtigt werden. 


9 N. 

Den Wahlvorſtand bilden der Vorſitzende und zwei von ihm als Beiſitzer 
zu benennende Mitglieder des Wahlkörpers. Der Vorſitzende beſtellt einen der 
Beifetzer zum Schriftführer. 

$ 10. 

() Vor Beginn der Wahl prüft der Wahlvorſtand die Wahlvorſchläge; er 
veranlaßt nötigenfalls die Vertrauensmänner zur Beſeitigung von Mängeln, ins— 
beſondere zur Erſetzung von Bewerbern, gegen deren Wählbarkeit Bedenken vorliegen. 

(2) Bewerber ſind zu ſtreichen: 

1. wenn ſie nicht wählbar ſind; f 

2. wenn ihre Perſönlichkeit nicht einwandfrei feſtſteht; N an 

3. wenn fie in verſchiedenen Wahlvorſchlägen benannt find und ſich nicht 

rechtzeitig für einen beſtimmten Wahlvorſchlag erklären, nachdem der 
Vorſitzende den Vertrauensmann darauf aufmerkſam gemacht hat; 

4. wenn die nach § 5 Abſ. 2 erforderlichen Erklärungen fehlen. 

(3) Nach Abſchluß der Prüfung entſcheidet der Wahlvorſtand über die Zu⸗ 
laſſung der Wahlvorſchläge. Anderungen, insbeſondere auch die Zurücknahme von 
Wahlvorſchlägen, ſind hiernach nicht mehr zuläſſig. f 


811. i 
Die Wahl findet in öffentlicher Sitzung des Wahlkörpers ohne Ausſprache ſtatt. 


998 


9812. 
Der Vorſitzende gibt bei Beginn der Wahl die eingereichten Wahlvorſchläge 
unter Hervorhebung ihrer Bezeichnung (§ 6) bekannt und teilt mit, ob fie von 
dem Wahlvorſtande zugelaſſen ſind. f 


§ 13. 
() Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. 
(2) Die Wähler werden in der Buchſtabenfolge aufgerufen. Jeder auf 
gerufene Wähler legt den Stimmzettel zuſammengefaltet in die Wahlurne. 


$ 14. 
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wählers nebſt deſſen 
Namen in der Liſte. 
§ 15. 
Jeder Wähler kann ſtimmen, bis der Vorſitzende die Wahl für geſchloſſen 
erklärt hat. 
$ 16. 
Ungültig find Stimmzettel, die = 
1. mit einem Kennzeichen verſehen find, 
2. keinen Namen oder keine Angabe enthalten, aus der die Bezeichnung 
des Wahlvorſchlags oder die Perſon mindeſtens eines Bewerbers un⸗ 
zweifelhaft zu erkennen iſt, 
eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten, 
4. die Bezeichnung verſchiedener Wahlvorſchläge oder Namen aus ver⸗ 
ſchiedenen Wahlvorſchlägen enthalten, | 
5. ausſchließlich auf Perſonen lauten, die in den zugelaſſenen Wahlvor⸗ 
ſchlägen (§ 12) nicht aufgeführt ſind. 


ww 


$ 17. 
Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorſtand. Un 
gültige Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. 


818. a 

Zwecks Verteilung der Mitglieder des Staatsrats und ihrer Stellvertreter 
auf die Wahlvorſchläge wird die Summe der auf die einzelnen Wahlvorſchläge 
entfallenen Stimmen nacheinander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, bis von den 
ſich hierbei ergebenden Teilzahlen ſo viele Höchſtzahlen der Größe nach ausge⸗ 
ſondert werden können, wie Mitglieder zu wählen ſind. Von jedem Wahlvorſchlag 
find fo viele Mitglieder und Stellvertreter gewählt, wie auf ihn Höchſtzahlen ent⸗ 
fallen. Wenn die an letzter Stelle ſtehende Höchſtzahl auf mehrere Wahlvor⸗ 
ſchläge zugleich entfällt, ſo entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 
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9195 
Der Vorſitzende verkündet das vom Wahlvorſtande feſtgeſtellte Ergebnis der 
Wahl unter Angabe der Zahl der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen 
gültigen Stimmen ſowie der Namen der Gewählten. 


§ 20. 
Über die Wahlhandlung (§§ 9 bis 19) iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, 
die von allen Mitgliedern des Wahlvorſtandes unterſchrieben werden ſoll. 


821. 

Der Vorſitzende hat die Gewählten, ſoweit ſie anweſend ſind, mündlich, 
anderenfalls ſchriftlich von der auf ſie gefallenen Wahl ſofort zu benachrichtigen 
und ſie aufzufordern, ſich im Falle der Anweſenheit ſofort, im Falle der Ab⸗ 
weſenheit binnen einer Woche nach Zuſtellung der Nachricht über die Aunahme 
der Wahl zu erklären. Schweigen oder Annahme unter Vorbehalt gilt als Ab- 
lehnung. In dieſem Falle wird nach § 3 Abſ. 4 und 6 verfahren. 


822. 

Der Vorſitzende hat die geſamten Verhandlungen über die Wahl und über 
die Ermittlung des Wahlergebniſſes unverzüglich dem Miniſter des Innern zur 
Vorlage an den Staatsrat einzureichen. 


8 23. 

(1) Auf einſtimmigen Beſchluß des Wahlkörpers kann an Stelle der Ein⸗ 
reichung von Wahlvorſchlägen und der Wahl mit verdeckten Stimmzetteln nach 
folgendem vereinfachten Verfahren gewählt werden. 

(2) Die Richtungen oder Gruppen des Wahlkörpers vereinbaren die Ver⸗ 
teilung der auf den Wahlkörper entfallenden Sitze im Staatsrat untereinander. 
Sie überreichen dem Vorſitzenden die Namen der von ihnen zu benennenden Mit⸗ 
glieder und Stellvertreter ſowie der für den Fall des Ausſcheidens oder Nach⸗ 
rückens eines Stellvertreters berufenen Erſatzmänner (§ 3 Abſ. 4 und 6) unter 
Angabe von Stand oder Beruf, Wohnort und Wohnung nebſt den im § 5 Abs. 2 
vorgeſchriebenen Erklärungen. Sie benennen ferner die zur Abgabe von Erklä⸗ 
rungen gemäß § 3 Abſ. 6 bevollmächtigten Vertrauensmänner. 

(3) Der Wahlvorſtand ſtellt die Wählbarkeit der Vorgeſchlagenen feſt und 
veranlaßt erforderlichenfalls ihre Erſetzung. Die Wahl der Vorgeſchlagenen erfolgt 
ſodann nach Bekanntgabe der Vorſchläge durch den Vorſitzenden durch Zuruf. 


824. 8 

() Das Ergebnis der Wahlen iſt öffentlich bekanntzumachen. 

() Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jedes Mitglied des Wahlkörpers 
binnen zweier Wochen nach der Bekanntmachung Einſpruch beim Vorſitzenden er⸗ 
heben. Über den Einſpruch beſchließt der Staatsrat. Auch im übrigen prüft der 


Be 


Staatsrat die Gültigkeit der Wahlen von Amts wegen. Gegen den Beſchluß des 
Staatsrats ſteht dem, der den Einſpruch erhoben hat, und dem, deſſen Wahl für 
ungültig erklärt iſt, binnen zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgericht 
zu. Die Klage hat im Falle der Ungültigkeitserklärung einer Wahl aufſchiebende 
Wirkung. 

(6) Wird die Ungültigkeitserklärung im Verwaltungsſtreitverfahren beſtätigt, 
fo gelten, wenn nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt worden war, 
folgende Beſtimmungen: 

1. Iſt die ganze Wahl oder ein ganzer Wahlvorſchlag für ungültig erklärt 
worden, fo findet bei der nächſten Tagung des Wahlkörpers eine Nach⸗ 
wahl ſtatt. 

2. Iſt die Wahl nur eines oder einzelner Mitglieder des Staatsrats unter 
Aufrechterhaltung der Wahl der übrigen in demſelben Wahlgang Ge⸗ 
wählten für ungültig erklärt worden, ſo gilt § 3 Abſ. 4 und 6. 


9285 

( Auf die Wahl des Vertreters der Hohenzollernſchen Lande finden die 
ss 2 Abſ. A; 3 Abſ. 2, 4, 67 4 bis 8; 10; 12; 13, 16; 18; 19; 23 keine 
Anwendung. 

(2) Gewählt wird durch Zuruf, wenn ſich kein Widerſpruch dagegen erhebt. 

(a) Wird Widerſpruch erhoben, jo wird mit verdeckten Stimmzetteln gewählt. 

() Der Stimmzettel muß die Bewerber nach Zur und Vornamen, Stand 
oder Beruf, Wohnort und Wohnung genau bezeichnen und erkennen laſſen, wer 
als Mitglied des Staatsrats und wer als Stellvertreter benannt wird. 

() Ungültig find Stimmzettel, die 

a) mit einem Kennzeichen verſehen ſind, 

p) keinen Namen oder keine Angabe enthalten, aus der die Perſon des 
Mitglieds des Staatsrats und des Stellvertreters unzweifelhaft zu er⸗ 
kennen iſt 

e) die Namen nicht wählbarer Perſonen enthalten, 

d) eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten. 

(6) Gewählt iſt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat. Ergibt ſich beim erſten Wahlgang keine ſolche Stimmenmehrheit, 
ſo wird zu einer engeren Wahl zwiſchen den beiden als Mitglieder (Stellvertreter) 
benannten Bewerbern geſchritten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

(7) Der Vorſitzende verkündet das vom Wahlvorſtand feſtgeſtellte Ergebnis 
der Wahl unter Angabe des Namens des gewählten Mitglieds des Staatsrats 
und ſeines Stellvertreters ſowie im Falle der Wahl durch Stimmzettel der Zahl 
der auf die einzelnen Bewerber entfallenen gültigen Stimmen. 

(o) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die Nachwahl, wenn 
eine Wahl für ungültig erklärt worden iſt ($ 24). ” 
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826. 


Scheidet der Vertreter der Hohenzollernſchen Lande dauernd aus dem Staatsrat 
aus, ſo tritt an ſeine Stelle ſein Stellvertreter. Das Amt des Stellvertreters 
wird alsdann im Wege der Nachwahl gemäß § 25 neu beſetzt. 


827. 

Die Koſten der Wahlen fallen den Provinzialverbänden (der Stadt Berlin, 
dem Landeskommunalverband Hohenzollern) ſowie in der Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen den beiden beteiligten Provinzialverbänden nach dem Maßſtabe der Ein⸗ 
wohnerzahl zur Laſt. 

828. 

Für die erſte Wahl der Vertreter der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wird 
ein Wahlkörper von dreißig Mitgliedern gebildet, der in unmittelbarer, geheimer, 
gleicher Wahl nach den für die Wahlen zu den Provinziallandtagen geltenden Be⸗ 
ſtimmungen von der Bevölkerung des Regierungsbezirks Schneidemühl gewählt wird. 


8 29. 


Für Berlin und die Hohenzollernſchen Lande wird der Zeitpunkt der erſten 
Wahl durch das Staatsminiſterium feſtgeſetzt. 


§ 30. 
| Der Minifter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes er⸗ 
forderlichen Vorſchriften. 
$ 31. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 16. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12027.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 
30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126). Vom 16. Dezember 1920. 


Di. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: f 

Einziger Paragraph. 

Die Neuwahlen für die durch Beſchluß des Staatsminiſteriums vom 


26. April 1920 Geſetzſamml. S. 283) aufgelöſten Landwirtſchaftskammern der 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen können bis nach dem Inkrafttreten des in 


N 


Vorbereitung befindlichen neuen Landwirtſchaftskammergeſetzes ausgeſetzt werden. 
Bis dahin behalten die auf Grund des § 22 Abſ. 2 des Geſetzes vom 30. Juni 
1894 (Geſetzzamml. S. 126) getroffenen Anordnungen über die zwiſchenzeitliche 
Geſchäftsführung und Vermögensverwaltung der aufgelöſten Landwirtſchaftskammern 
ihre Gültigkeit. 


Berlin, den 16. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12028). Geſetz zur Anderung des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten 
vom 24. Juni 1865/1892 und 14. Juli 1905 in der Faſſung des Geſetzes 
vom 28. Juli 1909 ſowie des Knappſchaftsgeſetzes vom 17. Juni 1912. 
Vom 18. Dezember 1920. f - 


® Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865/1892 und 14. Juli 1905 in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juli 1909 
(Geſetzſamml. 1865 S. 705, 1892 S. 131, 1905 S. 307, 1909 S. 677) ſowie 
das Knappſchaftsgeſetz vom 17. Juni 1912 (Geſetzſamml. 1912 S. 137) werden 
wie folgt geändert: 


Artikel I. 


fallen weg. 
Artikel II. 
1. Im § 80a a. a. O. wird: 
a) im Abſ. 1 hinter dem Worte „Stellvertreter“ eingeſchaltet: 
„in Gemeinſchaft mit der geſetzlichen Arbeitervertretung “; 
b) im Abſ. 2 hinter dem Worte „Stellvertreter“ eingeſchaltet: 


„ſowie von dem Vorſitzenden der geſetzlichen Arbeitervertretung“. 


2. Im 8 80e Abſ. 2 a. a. O. werden im Satze 3 die Worte „dem ſtändigen 
Arbeiterausſchuß oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, von ihnen“ und im Satze 7 


die Worte „des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes oder der Mehrzahl der beteiligten 


Arbeiter“ erſetzt durch: 
„der geſetzlichen Arbeitervertretung “. 
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Die cc Sof bis Sots und § 1922 Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes 


— 


3. Im § 80d a. a. O. werden: 

a) im Abf. 2 der zweite und dritte Satz erſetzt durch folgende Faſſung: 
„Wenn für das Bergwerk eine Betriebsvertretung vorgeſchrieben 
iſt, müſſen die Strafgelder einer Unterſtützungskaſſe zugunſten der 
Arbeiter überwieſen werden, an deren Verwaltung die geſetzliche 
Arbeitervertretung mitzuwirken hat. Die Grundſätze für die Ver⸗ 
wendung und Verwaltung müſſen in der Arbeitsordnung oder in 
beſonderen, gemeinſchaftlich mit der geſetzlichen Arbeitervertretung 
erlaſſenen Satzungen feſtgelegt werden“, f 

p) im Abſ. 3 hinter dem Worte „überlaſſen“ in Satz 1 eingeſchaltet: 
„nach Vereinbarung mit der geſetzlichen Arbeitervertretung“ und 

im Satze 2 die Worte „Mit Zuſtimmung des ſtändigen Arbeiteraus⸗ 
ſchuſſes“ erſetzt durch: 
„Auf dieſelbe Art“. 
4. Im 8 80 g a. a. O. fällt Abſ. 1 weg und Abſ. 2 wird durch folgende 
Faſſung erſetzt: N 

„ Die Arbeitsordnung ſowie jeder Nachtrag zu derſelben iſt binnen drei 
Tagen nach dem Erlaß in zwei Ausfertigungen der Bergbehörde ein⸗ 
zureichen.“ N 


5. § 80 j a. a. O. fällt weg. 


Artikel III. 
Im Knappſchaftsgeſetze werden erſetzt: 
1. $3 Abſ. 2 Satz 1 durch folgende Faſſung: 
„Wo gesteht Arbeitervertretungen vorhanden find, find dieſe zu 


" 


hören“; 

2. § 6 Abſ. 4 durch folgende Faſſung: 
„Wo geſetzliche Arbeitervertretungen beſtehen, wählen dieſe die Ver⸗ 
treter der Arbeiter zu dem im Abf. 1 bezeichneten Ausſchuſſe “. 


Berlin, den 18. Dezember 1920. 


| Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


109, = 


(Nr. 12029.) Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung zur Ergänzung des Artikel 10 
der Königlichen Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen 00 
vom 16. November 1899 (Geſetzſamml. S. 562). Vom 29. Dezember 1920 


De Juſtizmininiſter kann die Zuſtändigkeit zur Erteilung der Befreiung von 
der Vorſchrift, daß eine Ehe nicht eingegangen werden darf zwiſchen einem wegen 
Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, mit welchem der geſchiedene 
Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungs⸗ 
urteile als Grund der Scheidung feſtgeſtellt ift, ($$ 1312, 1322 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches) den Landgerichtspräſidenten übertragen. 

Berlin, den 29. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12030.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Enteignungen durch das Rheiniſche 
Elektrizitätswerk im Braunkohlenrevier, Aktiengeſellſchaft in Köln. Vom 


5. Januar 1921. 

I. Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſaamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes vom 
21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung beim Bau eines 
zweiten Kraftwerkes bei der Braunkohlengrube Fortuna im Kreiſe Bergheim a. d. Erft 
Anwendung findet, nachdem dem Rheiniſchen Elektrizitätswerk im Braunkohlen⸗ 
revier, Aktiengeſellſchaft in Köln, das Enteignungsrecht durch den Erlaß vom 
heutigen Tage verliehen worden iſt. 

Berlin, den 5. Januar 1921. 


Der Miniſter Der Minifter 
für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
v. Meyeren. Abicht. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage Im Auftrage 


Krohne. Stölzel. 


= 


(Nr. 12031.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Feſtſetzung des Wahltags für die 
Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen. Vom 8. Januar 1921. 


Au Grund der §§ 1 und 21 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu 
den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 Geſetz⸗ 
ſamml. 1921 S. 1) bird beſtimmt, daß die Wahlen zu den Provinziallandtagen, 
zu den Kommunallandtagen der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden und zu 
den Kreistagen ſowie zu dem Wahlkörper der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 
($ 28 des Geſetzes über die Wahlen zum Staatsrat vom 16. Dezember 1920) 
am Sonntag, den 20. Februar 1921 ſtattzufinden haben. 


Berlin, den 8. Januar 1921. 
Namens des Staatsminiſteriums. 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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